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5 AZR 420/90
13 (17) Sa 1068/89 Düsseldorf

Verkündet am 24. Juli 1991
Im Namen des Volkes!

U r t e i l
Clobes, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. Juli 1991 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Kalb und
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Heinz für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2 -

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom♦ 11. Januar 1990 - 13 (17) Sa 1068/89 - aufge­
hoben .

2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht zu­
rückverwiesen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

■>' a t: u e s t a n d ;

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte den Kläger 
von einer Darlehensschuld freisteilen muß, die der Kläger zur Fi­
nanzierung eines Pi loteniehrgangs zum Erwerb der Musterberechti­
gung für den Flugzeugtyp Fokker F 27 eingegangen ist.

Der Kläger bei .-nr 3.3. auni 1988 einen "Zeitarbeitsvertrag" 
abgeschlossen, wonach er als Co-Pilot auf der Fokker F 27 nach 
dem Erwerb der Musterberechtigung eingesetzt werden sollte. Der 
Vertrag war auf 18 Monate begrenzt und sollte erst wirksam wer­
den, nachdem der ¥ eager die Musterberechtigung erworben hatte. 
Während der Probezeit von sechs Monaten war eine Kündigungsfrist 
von einem Monat vereinbart; danach sollte die gesetzliche Kündi­
gungsfrist gelten.

Zum Erwerb der Musterberechtigung hat er gleichzeitig einen 
"Ausbildungsvertrag" abgeschlossen und sich zur Übernahme der Ko­
sten für den Erwerb der Musterberechtigung verpflichtet. Darüber 
sollte er nach Abschluß der Ausbildung von der Beklagten eine
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Endabrechnung erhalten. Diese Kosten waren vor Beginn der Ausbil­
dung zu zahlen und sind vereinbarungsgemäß vom Kläger durch ein 
Darlehen der Bank für Gemeinwirtschaft vorfinanziert worden. Die 
Beklagte stellte dem Kläger für die Ausbildung 31.800,—  DM in 
Rechnung, und der Kläger wies die Bank an, in gleicher Höhe das 
Darlehen an die Beklagte auszuzahlen.

Hinsichtlich der Rückzahlung der Darlehensverpflichtung ha­
ben die Parteien in § 13 des Arbeitsvertrages folgendes verein­
bart:

"Sollte der Angestellte die Musterberechtigung 
für den Flugzeugtyp Fokker F 27 im Rahmen eines 
von diesem Angestelltenvertrag getrennten Ausbil­
dungsvertrages erworben und auch vollständig be­
zahlt haben, so verpflichtet sich die W , dem 
Angestellten eine Treueprämie in Höhe der tat­
sächlich entstandenen und bezahlten Kosten in- 
klusiv der Kosten für das Darlehen nach den im 
folgenden weiter aufgeführten Regelungen zu ge­
währen .
Die Treueprämie wird auf drei Jahre verteilt ge­
währt . Darüber hinaus steht dem Angestellten 
keine Treueprämie mehr zu.
Die Prämie wird jeweils in Höhe eines Drittels 
der gesamten Ausbildungskosten nach jeweils jähr­
licher Zugehörigkeit zur W fällig. Der 
Angestellte erteilt hiermit seine unwiderrufliche 
Zustimmung, daß die W die fälligen Treueprämien 
an den Darlehensgeber zur Tilgung zahlt.
Sollte der Angestellte vor Ablauf des jeweiligen 
Zugehörigkeitsj ahres aus der W auscheiden, so 
steht ihm diese Treueprämie nur für das vollende­
te jeweilige Beschäftigungsjahr zu. Eine antei­
lige Anrechnung bzw. Zahlung scheidet aus.
Sollte der Angestellte nach Ablauf dieses befri­
steten Vertrages eine weitere Beschäftigung bei 
der W nicht erhalten, oder die W dem Ange­
stellten kündigen, so verpflichtet sich die W 
dem Angestellten die Treueprämie in Höhe der 
gesamten Ausbildungskosten zu zahlen. Die 
Zahlungs-
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Pflicht erlischt, wenn der Angestellte einen 
Grund für eine fristlose Kündigung gegeben hat."

Nach dem Erwerb der Musterberechtigung als Co-Pilot nahm der 
Kläger im August 1988 seinen Dienst bei der Beklagten auf und 
schied durch eigene Kündigung zum 31. März 1989 wieder aus. Da­
nach wechselte er zur Fluggesellschaft R in Frankfurt am
Main, die ebenfalls Flugzeuge des Typs Fokker F 27 einsetzt.

Mit Schreiben vom 22. März 1989 forderte die Bank den Kläger 
zur Rückzahlung des Darlehens in Höhe von derzeit 33.473,22 DM 
zuzüglich Zinsen und Kosten auf, nachdem die Beklagte ihr ange­
zeigt hatte, daß sie den Kredit nicht in drei aufeinanderfolgen­
den Jahresraten zurückzahlen werde, weil das Arbeitsverhältnis 
zwischen ihr und dem Kläger nicht mehr bestehe.

Der Kläger verlangt in diesem Rechtsstreit die Freistellung 
von der Darlehensverpflichtung mit der Begründung, die Beklagte 
sei nicht berechtigt gewesen, von ihm die Vorfinanzierung der 
Einweisungskosten zu verlangen. Die Beklagte sei um dieses Darle­
hen ungerechtfertigt bereichert, weil sie die der Höhe nach 
streitigen Ausbildungskosten vom Kläger nicht ersetzt verlangen 
könne. Der Erwerb der Musterberechtigung für den Flugzeugtyp Fok­
ker F 27 habe allein im Interesse der Beklagten gelegen. Dadurch 
habe der Kläger seine beruflichen Möglichkeiten auf dem Arbeits­
markt nicht verbessert, Außerdem bestreite er, daß die Beklagte 
Kosten in Höhe des für den Erwerb der Musterberechtigung in Rech­
nung gestellten Betrages gehabt habe.

5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger hat beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, den Kläger von For­
derungen der Bank für Gemeinwirtschaft AG, Nie­
derlassung K , aus dem Kreditvertrag 
10 08 60 90 00 wegen Mustereinweisungskosten vom 
22. Juni 1988 freizustellen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, daß schon der erstmalige Erwerb einer Musterberechti­
gung für den Kläger ein beruflicher Vorteil gewesen sei und seine 
beruflichen Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt verbessert hätte. 
Die Beklagte stelle grundsätzlich nur Piloten ein, die schon im 
Besitz der Musterberechtigung für die Fokker F 27 seien. Bei dem 
Kläger habe man entgegenkommenderweise eine Ausnahme gemacht, um 
ihm als Berufsanfänger die Möglichkeit zu eröffnen, ein Großraum­
flugzeug zu fliegen. Die Beklagte hätte statt des Klägers andere 
Piloten mit dieser Musterberechtigung einstellen können. Es gebe 
allein in Deutschland 50 Piloten mit einer Musterberechtigung auf 
der Fokker F 27. Davon stünden ständig mehrere Piloten für den 
Arbeitsmarkt zur Verfügung. In den benachbarten EG-Ländern gebe 
es weitere rund 500 Piloten mit einer Musterberechtigung auf der 
Fokker F 27. Auch davon suchten stets mehrere Piloten eine An­
stellung bei einem deutschen Unternehmen.

Andererseits habe der Erwerb dieser Musterberechtigung den 
Marktwert des Klägers deutlich erhöht, denn Piloten mit dieser 
Ausbildung seien auf dem Arbeitsmarkt gesucht. So stellte bei­
spielsweise die D Frankfurt
vorzugsweise solche Piloten ein, weil die Musterberechtigung für 
die Fokker F 27 gleichzeitig zum Flugbetrieb des Nachfolgemodells
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Fokker F 50 berechtige. Schließlich habe der Kläger die Musterbe­
rechtigung für die Fokker F 27 nach seinem Wechsel zu R 
dort einsetzen können.

Der Beklagten seien die mit dem Kläger vereinbarten Kosten 
für den Erwerb der Musterberechtigung tatsächlich entstanden. An 
diese Vereinbarung sei der Kläger gebunden.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung dagegen zurückgewiesen. Der Kläger 
verfolgt mit der Revision sein Klageziel weiter.

E n t s c h e l d u n g s q r ü n d e  :

Die Revision ist begründet und muß zur Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils führen. Es bedarf ergänzender Sachverhaltsfest­
stellungen durch die Vorinstanz.

I. Das Landesarbeitsgericht hält die Beklagte nicht für ver­
pflichtet, den Kläger von der Darlehensschuld zur Finanzierung 
der Kosten für den Erwerb der Musterberechtigung freizustellen.
Es sei von dem Grundsatz auszugehen, daß die Arbeitsvertragspar­
teien vereinbaren können, Ausbildungskosten, die der Arbeitgeber 
für den Arbeitnehmer aufgewandt habe, seien von diesem zurückzu­
zahlen, wenn der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis vor Ablauf 
bestimmter Fristen beende. Das gelte nur dann nicht, wenn dadurch 
das Grundrecht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes in unzulässiger
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Weise beeinträchtigt werde. Dagegen sei die Rückzahlungsver- 
pflichtung dem Kläger zuzumuten, denn die Beklagte habe ihm den 
erstmaligen Erwerb einer Qualifikation als Verkehrsluftfahrzeug­
führer verschafft. Dagegen sei es üblich, daß der Arbeitnehmer 
grundsätzlich selbst die Kosten trage, die aufgewandt werden müß­
ten, um die angebotene Tätigkeit auszuüben. Damit unterscheide 
sich die Fallgestaltung im Rechtsstreit von solchen Verfahren, in 
denen es um den Erwerb einer zusätzlichen Musterberechtigung oder 
um die Umschulung auf ein anderes Flugzeugmuster im Rahmen eines 
schon bestehenden Beschäftigungsverhältnisses gehe. Der Beklagten 
habe es freigestanden, nur Piloten einzustellen, die bereits über 
eine Musterberechtigung für die Fokker F 27 verfügten. Der Kläger 
habe vor Abschluß des Arbeitsvertrages keine vergleichbare Quali­
fikation gehabt, weil er bisher nur einmotorige kolbengetriebene 
Landflugzeuge bis zu 2.000 kg Höchstmasse habe fliegen dürfen. 
Durch die ihm von der Beklagten gewährte Ausbildung habe er seine 
beruflichen Entwicklungsmöglichksiten wesentlich verbessert. Das 
ergebe sich schon aus der Tatsache, daß er bei seinem neuen Ar­
beitgeber (R ) mit derselben Musterberechtigung ein Ver­
kehrsflugzeug des Typs Fokker F 27 fliegen konnte und zum anderen 
"aus den umfänglichen Darlegungen der Beklagten, daß der Besitz 
der ersten Musterberechtigung eines Verkehrsluftfahrzeugführers 
den Erwerb weiterer Musterberechtigungen erleichtere". Die dies­
bezüglichen überzeugenden Ausführungen der Beklagten habe der 
Kläger "nur in unsubstantiierter V/eise bestritten". Gleiches gel­
te "für seine damit verbundenen Beweisantritte". Die Tatsache, 
daß er "den wirtschaftlichen Wert der Ausbildung" nach Beendigung 
seines Beschäftigungsverhältnisses mit der R bei seinem
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späteren Arbeitgeber, der L , nicht genutzt habe, sei
nicht rechtserheblich.

Der Kläger könne auch keine "Einwände gegen die Zahlungsver­
pflichtung aus dem Gesichtspunkt der Angemessenheit der Kosten 
erheben". Er habe die Ausbildung zu einem vereinbarten Preis 
"eingekauft" und sei daran gebunden. Die Beklagte sei nicht ver­
pflichtet, dem Kläger die Ausbildung "zu spezifiziert nachzuwei­
senden Selbstkosten zuzuwenden".

II. Ob der Kläger die Befreiung von seiner Darlehensverbindlich­
keit gegenüber der Bank für Gemeinwirtschaft von der Beklagten 
verlangen kann, läßt sich aufgrund der tatsächlichen Feststellun­
gen des Landesarbeitsgerichts noch nicht abschließend entscheiden 
und bedarf noch weiterer Sachaufklärung in der Vorinstanz.

1. Der Kläger hat in entsprechender Anwendung des § 257 BGB nur 
dann einen Anspruch auf Befreiung von der Zahlungsverpflichtung, 
wenn die Beklagte um den Darlehensbetrag ungerechtfertigt berei­
chert ist (§ 812 BGB). Das hängt davon ab, ob sie den Darlehens­
betrag, den der Kläger zur Vorfinanzierung der Kosten für den Er­
werb der Musterberechtigung aufgebracht hat, zu Unrecht erhalten 
hat. Das ist dann der Fall, wenn der Kläger nicht verpflichtet 
war, die Kosten für den Erwerb der Musterberechtigung zu tragen.
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Diese Verr.j I rchtung leitet die Beklagte aus dem Ausbildungs-
ver . öc; , 0..1 in Juni 1988 ab, der zeitgleich mit dem Arbeitsver­
trag abgeschlossen worden ist. Die gegenseitige rechtliche Ver­
knüpfung dieser Verträge ergibt sich aus der Regelung in § 13 des 
Anstellungsvertrages, wonach sich die Verpflichtung zur Rückzah­
lung der Ausbildungskosten innerhalb eines dreijährigen Bindungs­
zeitraumes nach jedem vollem Jahr der Betriebszugehörigkeit um 
ein Drittel ermäßigen sollte. Zwar sprechen die Parteien in die­
sem Zusammenhang von einer "Treueprämie zur Tilgung der Darle­
hensverpflichtung gegenüber der Bank", jedoch hat der Kläger von 
der Beklagten kein Darlehen erhalten, sondern ist ihr gegenüber 
eine Zahlungsverpflichtung eingegangen, die er mit Hilfe eines 
Darlehens >/ortjnsnziert hat. An der Rückzahlungsverpflichtung 
selbst rwi t c h t P r e m  er ändert sich dadurch nichts.

2, Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts können Ar­
beitsvertragsparteien vereinbaren, daß Ausbildungskosten, die der 
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer aufgewendet hat, von diesem zu- 
rückzuzahlen sind, wenn der Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis 
vor Ablauf her- tu Brüter Fristen beendet. Das gilt jedoch nicht un­
eingeschränkt . Zahlunosverp!1Achtungen, die an die vom Arbeitneh­
mer ausgehende Kündigung anknüpfen, können das Grundrecht auf 
freie Wahl dos Arbeitsplatzes nach Art. 12 GG beeinträchtigen. 
Deshalb kommt es darauf an, ob den möglichen Nachteilen für den 
Arbeitnehmer ein angemessener Ausgleich gegenübersteht. Dabei 
sind alle Umstände zu berücksichtigen. Die Rückzahlungspflicht 
muß vom Standpunkt eines verständigen Betrachters aus einem be­
gründeten und zu billigendem Interesse des Arbeitgebers entspre-
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chen; der Arbeitnehmer muß mit der Ausbildungsmaßnahme eine ange­
messene Gegenleistung für die Rückzahlungsverpflichtung erhalten 
haben. Insgesamt muß die Erstattungspflicht dem Arbeitnehmer nach 
Treu und Glauben zumutbar sein. Dabei kommt es u.a. auf die Dauer 
der Bindung, den Umfang der Fortbildungsmaßnahme, die Höhe des 
Rückzahlungsbetrages und dessen Abwicklung an (vgl. BAGE 13, 168, 
174 f. = AP Nr. 25 zu Art. 12 GG, zu II 1 der Gründe; BAGE 28, 
159, 163 = AP Nr. 3 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu II 1 a 
der Gründe; BAG Urteil vom 19. März 1980 - 5 AZR 362/78 - AP 
Nr. 5 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe; BAGE 42, 48 = AP Nr. 6 zu 
§ 611:BGB Ausbildungsbeihilfe sowie BAG Urteile vom 11. April 
1984 - 5 AZR 430/82 - AP Nr. 8 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe 
und vom 11. Oktober 1989 - 5 AZR 516/88 -, n.v., zu III der Grün­
de} .

Nach allem ist es für die Interessenabwägung vorrangig, ob 
und inwieweit der Arbeitnehmer mit der Aus- oder Weiterbildung 
einen geldwerten Vorteil erlangt (so ausdrücklich BAGE 28, 159, 
165 f. = AP Nr. 3 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu II 4 der 
Gründe). Eine Kostenbeteiligung ist dem Arbeitnehmer um so eher 
zuzumuten, je größer der mit der Ausbildung verbundene berufliche 
Vorteil für ihn ist. Andererseits scheidet eine Beteiligung an 
Ausbildungskosten in der Regel dann aus, wenn die Interessen des 
Arbeitnehmers an der Ausbildung im Vergleich zu denen des Arbeit­
gebers gering sind (z.B. bei betriebsbezogenen Fortbildungsmaß­
nahmen, die nur den Zweck haben, vorhandene Kenntnisse und Fähig­
keiten zu erweitern, BAGE 28, 159, 166 = AP, aaO). Eine Rückzah­
lungsverpflichtung ist dann mit Art. 12 Abs. 1 GG nicht zu ver­
einbaren (BAGE 28, 159, 166 = AP, aaO).
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3. Das Landesarbeitsgericht hat diese Rechtsgrundsätze zwar 
seiner rechtlichen Würdigung vorangestellt, es hat sie aber auf 
den Sachverhalt nicht richtig angewandt.

a) Die Revision greift zutreffend den rechtlichen Ausgangspunkt 
des Berufungsgerichts an. Das Berufungsgericht vertritt die Auf­
fassung, daß die Beklagte dem Kläger schon dadurch einen berufli­
chen Vorteil zugewandt habe, daß sie ihm in Verbindung mit einem 
Arbeitsvertrag erstmals die Möglichkeit zum Erwerb einer Muster­
berechtigung verschafft habe. Damit unterscheide sich die Inter­
essenlage von den Fällen, in denen ein Pilot bereits eine Muster­
berechtigung erworben habe und nun entweder für einen anderen 
Flugzeugtyp eingestellt werde oder während des Arbeitsverhältnis­
ses für einen anderen Flugzeugtyp umgeschult werde.

Wenn ein Pilot bei seiner Einstellung schon eine Musterbe­
rechtigung für einen vom Arbeitgeber eingesetzten Flugzeugtyp hat 
("Type-Rating"), können ihm die Kosten für die Umschulung auf ei­
nen anderen Flugzeugtyp, den der Arbeitgeber während des Arbeits­
verhältnisses einsetzt, grundsätzlich nicht auferlegt werden 
(Senatsurteil vom 24. Juli 1991 - 5 AZR 443/90 -, zu III 5 c der 
Gründe sowie Leitsatz 2, zur Veröffentlichung vorgesehen). Daraus 
folgt aber umgekehrt nicht, daß die vom Bundesarbeitsgericht 
entwickelten Maßstäbe für die Zulässigkeit von Rückzahlungsver­
einbarungen im Fall eines erstmaligen Erwerbs einer Musterbe­
rechtigung nicht zu berücksichtigen wären.
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Das Lanüesarbeitsgericht läßt sich zu Unrecht von der Über­
legung leiten, daß ein Arbeitnehmer im allgemeinen die Kosten 
einer Ausbildung trage, die er für die angebotene Tätigkeit benö­
tige. Dabei hat es aber außer acht gelassen, daß nach dem unter 
Beweis gestellten Vortrag des Klägers in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Pilot nur von einer Fluggesellschaft eine Muster­
berechtigung vermittelt bekommen kann. Das Berufungsgericht ist 
diesem Beweisantritt nicht nachgegangen. Wenn sich dieser Vortrag 
des Klägers als richtig erweisen sollte, kann man den Kläger 
nicht einem Arbeitnehmer gleichstellen, der auf eigene Kosten in 
der Lage ist, die für seinen Beruf benötigte Ausbildung zu erwer­
ben (z.B. den Erwerb einer Fahrerlaubnis). Das Berufungsgericht 
wird diesem streitigen Vortrag des Klägers nachgehen und diese 
Umstände näher aufklären müssen.

b) Die Beklagte wendet sich zu Unrecht in diesem Rechtsstreit 
dagegen, daß ihr die Darlegungs- und Beweispflicht dafür obliegt, 
daß sie die tatsächlichen Voraussetzungen für die Rechtswirksam­
keit einer Rückzahlungsklausel darlegen muß. Demgegenüber ist an 
der ständigen gegenteiligen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts festzuhalten (so ausdrücklich BAGE 28, 159, 166 = AP Nr. 3 
zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu III 1 der Gründe sowie Se­
natsurteil vom 24. Juli 1991 - 5 AZR 443/90 -, zu III 4 der Grün­
de, zur Veröffentlichung vorgesehen). Die Beurteilungsgrundsätze 
für die Rechtswirksamkeit von Rückzahlungsklauseln beruhen im 
Kern auf dem Grundsatz von Treu und Glauben (BGH Urteil vom 
5. Juni 1984 - VI ZR 279/82 - AP Nr. 11 zu § 611 BGB Ausbildungs­
beihilfe, zu II 1 der Gründe). Dieser setzt dem Arbeitgeber, der 
zur Fürsorge gegenüber seinen Beschäftigten verpflichtet ist, für
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Rückzahlungsvereinbarungen dieser Art wegen der damit verbundenen 
Bindungen des Arbeitnehmers an seinen Arbeitsplatz Schranken. An­
dererseits verbietet er ihm nicht schlechthin, seine Leistungen 
für eine berufliche Aus- und Weiterbildung mit Bindungsverpflich­
tungen des Beschäftigten zu verknüpfen. In diesen Grenzen ist dem 
schutzwürdigen Interesse des Arbeitgebers Rechnung zu tragen, 
sich als Gegenleistung den Wert von ihm finanzierter Aus- und 
Fortbildung für einen angemessenen Zeitraum zu sichern. Eine ver­
nünftige Berücksichtigung der Arbeitgeberinteressen in dieser 
Form schließt das Grundrecht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes 
nicht aus (BVerfGE 39, 128, 141). Die für den Arbeitnehmer trag­
baren Bindungen sind aufgrund einer Güter- und Interessenabwägung 
nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes unter Heranzie­
hung aller Umstände des Einzelfalles zu ermitteln (BGH Urteil vom 
5. Juni 1984 - VI ZR 279/82 - AP Nr. 11 zu § 611 BGB Ausbildungs­
beihilfe , zu II 1 der Gründe).

c) Aus dieser dem Einzelfall angepaßten Interessenabwäguhg 
folgt zwangsläufig, daß eine Partei in diesem Rahmen solche Um­
stände darlegen muß, die ihr Interesse an derartigen Rückzah­
lungsverpflichtungen rechtfertigen können. Daraus ergibt sich im 
Streitfall folgendes:

aa) Der Arbeitgeber übernimmt die Kosten für den Erwerb der Mu­
sterberechtigung in der Erwartung, daß der Pilot mit dieser Aus­
bildung im Arbeitsverhältnis für bestimmte Zeit bleibt und nicht 
zur Konkurrenz abwandert. Das ergibt sich im Streitfall schon aus 
der mit dem Kläger vereinbarten Bindungsfrist. Andererseits

..... . „ .. -«p-vF*4
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reicht das alleine nicht aus, um den Arbeitnehmer mit der Rück­
zahlungsverpflichtung für diese Ausbildungskosten (wenn auch 
zeitanteilig) zu belasten, falls er vor Ablauf der Bindungsfrist 
aus dem Arbeitsverhältnis wieder ausscheidet. Der Arbeitgeber 
könnte zur Vermeidung der vorzeitigen Abwanderung des Arbeit­
nehmers die Ausbildung davon abhängig machen, daß ein Langzeit­
vertrag abgeschlossen oder lange Kündigungsfristen vereinbart 
werden (z.B. auch abgestimmt auf den Zeitpunkt des Flugplanwech­
sels) . Er muß sich dann allerdings selbst in gleichem Umfang bin­
den (§ 622 Abs. 5 BGB). Das ist nicht unzumutbar, weil nur er­
probten Arbeitskräften eine teure Ausbildung finanziert zu werden 
pflegt (so schon BAGE 28, 159, 166 = AP, aaO, zu II 4 der Grün­
de) .

bb) Wenn der Arbeitgeber aber diesen Weg nicht gehen will, was 
ihm unbenommen ist, und dafür den Piloten mit der Rückzahlungs­
verpflichtung für die Ausbildungskosten belastet, so muß er ihm 
dafür nach den schon dargelegten Grundsätzen einer sachgerechten 
Interessenabwägung einen Ausgleich bieten: Einen solchen sieht 
die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts darin, daß der Ar­
beitnehmer mit der vom Arbeitgeber gewährten Ausbildung seine be­
ruflichen Chancen wesentlich verbessert hat, weil Nachfrage nach 
derart ausgebildeten Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt besteht. 
Diesen ihm im Rahmen der Interessenabwägung entlastenden Umstand 
muß zwangsläufig der Arbeitgeber darlegen und beweisen, wie es 
auch ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ent­
spricht (vgl. zu II 3 b der Entscheidungsgründe).
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cc) Zwar hat die Beklagte behauptet und dargelegt, daß Nachfrage 
nach Piloten mit der vom Kläger erworbenen Musterberechtigung au­
ßerhalb des Betriebes der Beklagten bestanden habe. Diesen Aus­
führungen ist das Landesarbeitsgericht aber nicht nachgegangen, 
sondern hat sich darauf gestützt, daß der Kläger bei dem neuen 
Arbeitgeber (R ) mit der Musterberechtigung für die Fokker
F 27 einenpentsprechenden Flugzeugtyp fliegen konnte. Das Beru­
fungsgericht setzt sich damit in Widerspruch zu der Rechtspre­
chung des Bundesarbeitsgerichts. Danach kommt es nicht darauf an, 
ob andere Fluggesellschaften denselben Flugzeugtyp einsetzen, für 
den der Kläger die Musterberechtigung erworben hat. Es ist viel­
mehr ausschlaggebend, ob außerhalb des eigenen Betriebes Bedarf 
nach derart ausgebildeten Arbeitskräften im nennenswerten Umfang 
besteht und inwiefern die Berufs- und Verdienstchancen des Ar­
beitnehmers gerade durch die Ausbildung gesteigert worden sind. 
Dazu gehören konkrete Angaben über die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
für die Kräfte mit dem Ausbildungsstand des Klägers (vgl. BAGE 
28, 159, 1*67 = AP Nr. 3 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe, zu 
ill 2 a dei .Gründe; BAGE 42, 48, 53 = AP Nr. 6 zu § 611 BGB Aus- 
bildungsbeihilf e , zu II 3 der Gründe und BAG Urteil vom 11. April 
1990 - 6 AZR 308/89 - DB 1990, 2222 f.).

Ob die vorliegend dargelegten MaßStäbe für die Beurteilung 
der Rückzahlungsverpflichtungen vorliegen, hängt entscheidend mit 
davon ab, auf welchen Zeitraum man dabei abstellen muß. Bei der 
Beurteilung dieser Voraussetzungen ist - wie allgemein im Ver­
tragsrecht - von dem zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gege- 
denen Umständen auszugehen. Aus der.späteren Entwicklung kann die 
Unwirksamkeit der Vereinbarung allenfalls abgeleitet werden, wenn

*
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sie bei Vertragsabschluß vorhersehbar war (Senatsurteil vom 
24. Juli 1991 - 5 AZR 430/90 zu III 2 a der Gründe, zur Veröf­
fentlichung in der Fachpresse vorgesehen; ferner LAG Rheinland- 
Pfalz, Urteil vom 23. Oktober 1981 - 6 Sa 353/81 - EzA Art. 12 GG 
Nr. 18). Da es auf die Umstände im Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses ankommt, ist es unerheblich, ob der Kläger bei seinem 
neuen Arbeitgeber die ihm von der Beklagten verschaffte Musterbe­
rechtigung Fokker F 27 einsetzen konnte oder nicht, denn daraus 
läßt sich nicht allgemein auf eine größere Nachfrage nach Piloten 
mit dieser Lizenz schließen, sondern das kann auf Zufall beruhen 
(Senatsurteil vom 24. Juli 1991 - 5 AZR 430/90 -, zu III 2 c der 
Gründe, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

dd) Ebensowenig kann sich das Landesarbeitsgericht auf die 
- unbewiesene - Behauptung der Beklagten stützen, der Erwerb der 
Musterberechtigung für den Flugzeugtyp Fokker F 27 habe schon da­
durch die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten des Klägers ver­
bessert, weil er damit "weitere Musterberechtigungen" leichter 
erwerben könne.

HDabei Mßt die Vorinstanz einmal die zeitlich begrenzte Gel­
tung der Musterberechtigung außer Betracht. Zum anderen ist nicht 
ersichtlich, welche weiteren "Musterberechtigungen" der Kläger 
erwerben konnte, nachdem er das Type-Rating für die Fokker F 27 
schon hatte. Wenn die Vorinstanz damit meinen sollte, es sei nach 
dem Erwerb der Musterberechtigung Fokker F 27 für den Kläger 
leichter gewesen, die Musterberechtigung auch für das Nachfolge- 
mode11 F 50 zu erwerben, so hat es dabei den entgegenstehenden 
Vortrag des Klägers nicht berücksichtigt, daß im Juni 1988 die
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F 50 noch gar nicht einsatzbereit gewesen sei. Das müßte aufge­
klärt werden» wenn man sich auf diesen Gesichtspunkt stützen 
will.

ee) Zwar vertritt die Beklagte die Auffassung, daß sich die be­
ruflichen Entwicklungsmöglichkeiten des Klägers durch den Erwerb 
der Musterberechtigung Fokker F 27 auf dem Arbeitsmarkt im all­
gemeinen erhöht hätten. Andererseits macht sie aber geltend, daß 
schon im Zeitpunkt der Einstellung des Klägers Piloten mit der 
Musterberechtigung Fokker F 27 auf dem Arbeitsmarkt eine ent­
sprechende Tätigkeit gesucht hätten. Das spricht eher dafür, daß 
kein zusätzlicher Bedarf für Piloten mit einer Musterberechtigung 
Fokker F 27 bestanden hat. In diesem Zusammenhang ist es unver­
ständlich, daß die Beklagte einerseits nach ihrer Behauptung ohne 
Schwierigkeiten Piloten mit der Musterberechtigung Fokker F 27 
auf dem Arbeitsmarkt erhalten konnte, andererseits aber dem Klä­
ger diese Musterberechtigung erst verschaffen mußte, um ihn sei­
nem Arbeitsvertrag entsprechend einsetzen zu können. Dieses Ver­
halten wäre nur begreiflich, wenn die Beklagte eine Ausbil­
dungsfunktion zu erfüllen hätte. Aber sie hatte selbst gar nicht 
die Möglichkeit, dem Kläger für ihren Betrieb die erforderliche 
Musterberechtigung zu verschaffen. Die Darlegungen der Beklagten 
sprechen eher dafür, daß im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
voraussehbar war, daß keine Nachfrage nach Piloten mit der vom 
Kläger erworbenen Musterberechtigung bestanden hat. Das wird im 
Zusammenhang mit der von der Beklagten darzulegenden Erhöhung der 
beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten des Klägers in der Vorin-
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stanz noch aufzuklären sein.
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4. Auf die Einwendungen des Klägers gegen die Höhe der Rückzah­
lungsverpflichtung kommt es erst an, wenn die Beklagte die tat­
sächlichen Voraussetzungen für die Rechtswirksamkeit einer Rück­
zahlungsklausel dargelegt und bewiesen hat.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Die Amtszeit des ehren­
amtlichen Richter Heinz 
ist beendet.

Dr. Thomas Kalb

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	3

	6

	7

	10

	12

	16


